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Zusammenfassung:

Auf Bitten des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales haben die Landschaftsverbände eine Umfrage zur Mehrbettzimmersituation in den jeweiligen Verbandsgebieten durchgeführt.

Die Ergebnisse der Umfrage für Westfalen-Lippe sind in der Vorlage dargestellt und bewertet. 

Begründung:

1. Anlass

Im Gesetzgebungsverfahren zum Wohn- und Teilhabegesetz (Landesheimgesetz) stellte sich für das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS) die Frage, wie viele Menschen in Doppel- und Mehrbettzimmern leben.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung sieht für den Abbau von Zimmern mit mehr als zwei Wohnplätzen eine Übergangsfrist von drei Jahren (voraussichtlich bis zum 31.12.2011) vor. Weil darüber hinaus das Thema des Abbaus von Doppelzimmern von hoher politischer Bedeutung ist, wird erwartet, dass dieser Sachverhalt die parlamentarische Beratung und Beschlussfassung des Gesetzes bis zum Jahresende begleiten wird. 

Da die parlamentarische Beratung am 10. und 11. September mit einer Anhörung im Landtag beginnt, hat das MAGS die beiden Landschaftsverbände gebeten, kurzfristig im Juli eine Befragung der betroffenen Träger durchzuführen.

2. Umfrage und vorliegende Ergebnisse

Der Text der Umfrage und der Erhebungsbogen sind als Anlagen 1 a und 1 b beigefügt. Das Ergebnis ergibt sich aus der Anlage 2.

Die Erhebung bezieht sich auf den Stand vom 01.07.2008 und 31.12.2008. Nach den vorliegenden Rückmeldungen stehen in Westfalen-Lippe zur Zeit insgesamt 24.503 Plätze zur Verfügung. Die Umfrage hatte eine Rücklaufquote von bislang 97 % und umfasst eine Repräsentanz von 97,2 % der Plätze.

Aus der Erhebung ergeben sich zum Jahresende 2008 für Erwachsene insgesamt 254 Plätze in Mehrbettzimmern und 5.260 Plätze in Doppelzimmern. Bei einem geringen Teil der noch vorhandenen Plätze wird diese Form von den Bewohnern gewünscht. Es wird aber davon ausgegangen, dass es sich um Einzelfälle handelt, die in der folgenden Betrachtung nicht berücksichtigt werden können.

Bei den genannten Ausgangszahlen konnten die Förderprojekte des Jahres 2007 mit insgesamt 412 Plätzen sowie die in der Planung zur Förderung stehenden Projekte des Jahres 2008 mit angedachten rd. 700 Plätzen noch nicht berücksichtigt werden. Diese werden wie bei Projekten seit dem Jahr 2000 ausschließlich mit Einzelzimmern geplant und gebaut. Sobald diese Plätze erstellt sind, ergibt sich auch hieraus ein Abbau von Doppel- und Mehrbettzimmern von rd. 1.000 Plätzen. In diesem Zusammenhang ist weiterhin zu beachten, dass im Zeitraum von 2000 bis einschließlich 2006 bereits rd. 2.450 stationäre Plätze in Einzelzimmern (weitgehend als Ersatzinvestitionen) geschaffen wurden. Dies hat bereits in der Vergangenheit zu einem entsprechend hohen Abbau geführt.

Darüber hinaus ist auch die Situation bei Kindern und Jugendlichen erhoben. Hier ist es aus pädagogischen Gründen zum Teil wünschenswert, Doppelzimmer vorzuhalten. Insgesamt gibt es in Westfalen nach dem Ergebnis der Umfrage noch 33 Plätze in Dreibettzimmern und 776 Plätze in Doppelzimmern.

3. Wertung

Der Abbau von Mehrbettzimmern wird seit Jahren im Rahmen der lfd. Zielvereinbarungsgespräche mit den Einrichtungsträgern erfolgreich praktiziert. Seit dem Jahr 2000 werden bei öffentlich geförderten Neubauten nur noch Einzelzimmer geplant und realisiert. Dadurch wird kontinuierlich eine Verbesserung der Situation betrieben. In den trägerbezogenen Zielvereinbarungen zur Ausführung der Rahmenzielvereinbarung Wohnen aus dem Jahr 2006 wurde vielerorts das Thema der Doppelzimmer erfolgreich angesprochen und zum Abbau stationärer Kapazitäten genutzt. Die schon abgestimmten, aber noch nicht realisierten Bauvorhaben der Jahre 2007 und 2008 werden - wie oben dargestellt - zu einer weiteren Reduzierung beitragen.

Die Verwaltung beabsichtigt kurzfristig mit den 7 Trägern die noch Dreibett- und Vierbettzimmer vorhalten Konzepte zum Abbau dieser Mehrbettsituationen zu entwerfen. 

Daneben beabsichtigt der LWL weiterhin kontinuierlich den Abbau der Doppelzimmer fortzusetzen. Hierbei gilt es folgendes zu berücksichtigen: 

3.1 Weitere konsequente Umsetzung des Grundsatzes ambulant vor stationär

Dem LWL ist es zwischenzeitlich durch die Umsteuerung bei den Wohnhilfen gelungen, den Aufbau neuer stationärer Wohnplätze zu vermeiden. Von 2006 nach 2007 hat es erstmals einen Rückgang der stationären Wohnplätze in Westfalen-Lippe gegeben. Diesen Weg will die Verwaltung gemeinsam mit den Trägern der Freien Wohlfahrtspflege weiter fortsetzen, um behinderten Menschen mehr Selbstbestimmtheit beim Wohnen zu ermöglichen. Mit den Eingliederungshilfeeinrichtungen sollen weitere Zielvereinbarungen geschlossen werden, um behinderten Menschen durch Trainingsprogramme den Übergang vom stationären zum ambulanten Wohnen zu ermöglichen. Hierzu benötigen die behinderten Menschen preiswerten Wohnraum, wo die Miete im Rahmen der Festlegung der Grundsicherung von den örtlichen Trägern anerkannt wird. 

3.2 Regionalisierung

Die Entwicklung von großen Komplexeinrichtungen ist daraufhin zu überprüfen, welche Dezentralisierungsmöglichkeiten gegeben sind. Diese Entwicklungsschritte sind gemeinsam mit den Einrichtungen und den Mitgliedskörperschaften festzulegen. Es sind Entwicklungsschritte festzulegen, die für die betroffenen Menschen und ihre Angehörigen sowie die Mitarbeiter/-innen der Einrichtungen verträglich zu gestalten sind. Die Einrichtungen müssen die Entwicklungsschritte auch wirtschaftlich verkraften können.

3.3 Stationäre Ersatzbauten

Stationäre Ersatzneubauten sollen auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben.

3.4 Zielplanungen für jede Einrichtung

Unter Berücksichtigung der individuellen Situation der jeweiligen Einrichtung (Größe, Anzahl der Mehrbettzimmer) sind Zielplanungen zu entwickeln. Zu beachten ist dabei auch, dass allein aus unterschiedlichen organisatorischen Gründen nicht alle Mehrbettzimmer eines Einrichtungsträgers durch eine große Baumaßnahme beseitigt werden können, sondern in der Regel überschaubare in sich abgeschlossene Wohnbereiche an Standorten errichtet werden, die auch den zukünftig dort lebenden Menschen mit Behinderungen im Sinne von Integration gerecht werden.

4. Zu beachtende Rahmenbedingungen
Im Rahmen des Abbaus von Doppelzimmern ergeben sich eine Vielzahl von Finanzierungsfragen, die mit den Zuwendungsgebern zu klären sind. Hierzu gehören neben der Bereitstellung von zusätzlichen Fördermitteln durch das Land und die Stiftung Wohlfahrtspflege des Landes Nordrhein-Westfalen auch die Klärung von Zweckbindungen, die sich aus Altfinanzierungen ergeben. 

Die Verwaltung geht nach groben überschläglichen Betrachtungen davon aus, dass trotz der weiteren Ambulantisierungsmöglichkeiten in Westfalen-Lippe ca. 1.800 stationäre Ersatzplätze geschaffen werden müssen. Unterstellt man einen Platzwert für Neubauten in Höhe von ca. 65.000 €, so könnte sich hieraus ein Investitionsbedarf in Höhe von rd. 120 Mio. € ergeben. Bei einem Eigenanteil von rd. 20 % müssten damit die Einrichtungsträger in Westfalen-Lippe rd. 24 Mio. € Eigenmittel aufbringen.

Darüber hinaus würden sich Auswirkungen auf die Leistungsentgelte ergeben, durch höhere Investitionsfolge- und Gebäudebewirtschaftungskosten sowie zusätzlichen Personaleinsatz wegen anderer Betreuungsstrukturen (geschätzte Mehrkosten rd. 23 Mio. €).
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